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Beschlussdatum wir der 
Überschrift hinzugefügt. 

 

Gemäß § 4 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg (BbgKVerf) in der aktuell gültigen Fassung hat die 
Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide in ihrer Sit-
zung am 11.05.20.23 folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 

Gemäß Aufgrund der §§ 4 und 28 Absatz 2 Nr. 2 der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) in 
der aktuell gültigen Fassung vom 5. März 2024 (GVBl. I Nr. 
10) hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide 
in ihrer Sitzung am 11.05.20.23 11.04.2025 folgende 
Hauptsatzung beschlossen: 
 

Anpassungen gemäß Mus-
ter des Städte- und Ge-
meindebundes (StGB) 
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Erster Teil: Grundlagen 
 

§ 1 
Name und Rechtsstellung der Gemeinde (§ 9 BbgK-

Verf) 
 

Erster Teil: Grundlagen 
 

§ 1 Name und Rechtsstellung der Gemeinde (§ 9 
BbgKVerf) 

 
(1) Die Gemeinde führt den Namen „Borkheide“ (§ 9 Abs. 

1 Satz 1 BbgKVerf). 

 
 
 
 
 
Gesetzliche Grundlage fin-
det sich im Titel 
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(1) Die Gemeinde führt den Namen „Borkheide“ (§ 9 
Abs. 1 Satz 1 BbgKVerf). 
 

(2) Sie hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen 
Gemeinde und gehört dem Amt Brück an. Das Ge-
biet der Gemeinde Borkheide ergibt sich aus der 
als Anlage 1 angefügten Karte. 

 

 
(2) Sie hat die Rechtsstellung einer amtsangehörigen Ge-

meinde und gehört dem Amt Brück an. Das Gebiet der 
Gemeinde Borkheide ergibt sich aus der als Anlage 1 
angefügten Karte. 

§ 2 
Wappen und Flagge (§ 10 BbgKVerf) 

 
(1) Die Gemeinde führt ein Wappen und eine Flagge 

(§ 10 Abs. 1 Satz 2 BbgKVerf). 
 

(2) Wappenbeschreibung: in Grün, ein schräglinker 
silberner Propeller, begleitet oben von einem gol-
denen Posthorn und unten von zwei goldenen Pil-
zen. Ein Abdruck ist in der Anlage 2 angefügt. 
 

(3) Flaggenbeschreibung: Dreistreifig Grün-Weiß-
Grün im Verhältnis 1:3:1 mit dem Gemeindewap-
pen im Mittelstreifen. 
 

§ 2 Wappen und Flagge (§ 10 BbgKVerf) 
 
(1) Die Gemeinde führt ein Wappen und eine Flagge (§ 10 

Abs. 1 Satz 2 BbgKVerf). 
 

(2) Wappenbeschreibung: in Grün, ein schräglinker, silber-
ner Propeller, begleitet oben von einem goldenen Post-
horn und unten von zwei goldenen Pilzen. Ein Abdruck 
ist in der Anlage 2 angefügt. 

 
(3) Flaggenbeschreibung: Dreistreifig Grün-Weiß-Grün im 

Verhältnis 1:3:1 mit dem Gemeindewappen im Mittel-
streifen. 
 

(4) Die Abbildung des Wappens zu künstlerischen und wis-
senschaftlichen Zwecken sowie zu Zwecken des Un-
terrichts und der staatsbürgerlichen Bildung ist jeder-
mann erlaubt. Jede andere Verwendung bedarf der Ge-
nehmigung der Gemeinde Borkheide. 

 

 
 
Gesetzliche Grundlage fin-
det sich im Titel 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abs. 4 als Vorschlag der 
Verwaltung gleichlautend 
eines Zusatzes aus der 
Hauptsatzung der Stadt 
Brück, die ebenfalls ein 
Wappen führt. 
 

§ 3 
Förmliche Einwohnerbeteiligung (§ 13 BbgKVerf) 

 
(1) Neben Einwohneranträgen (§ 14 BbgKVerf), Bür-

gerbegehren und Bürgerentscheiden (§ 15 BbgK-
Verf) beteiligt die Gemeinde ihre betroffenen Ein-
wohner in wichtigen Gemeindeangelegenheiten 
förmlich mit folgenden Mitteln: 

 
§ 3 Förmliche Einwohnerbeteiligung (§ 13, 19 BbgK-

Verf) 
 
(1) Neben Einwohneranträgen (§ 14 13 BbgKVerf), Bür-

gerbegehren und Bürgerentscheiden (§ 15 BbgKVerf) 
beteiligt die Gemeinde ihre betroffenen Einwohner in 

 
 
Ges. Grundlagen ange-
passt 
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1. Einwohnerfragestunden in den Sitzungen 

der Gemeindevertretung und ihrer Aus-
schüsse 

2. Einwohnerversammlungen 
3. Einwohnerbefragungen 

 
(2) Die Einzelheiten, der in Absatz 1 Nr. 1 bis 3 ge-

nannten Formen der Einwohnerbeteiligungen, 
werden gemäß § 13 Satz 3 BbgKVerf in einer ge-
sonderten Satzung über die Einzelheiten der förm-
lichen Einwohnerbeteiligung in der Gemeinde 
Borkheide näher geregelt.  
 

(3) Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- o-
der Bundesrechts  die die förmliche Einwohnerbe-
teiligung regeln, bleiben unberührt.  
 

(4) Die in Absatz 1 Nr. 1 und 3 genannten Formen 
sind auch für die Mitwirkung von Kindern und Ju-
gendlichen offen. Darüber hinaus beteiligt die Ge-
meinde Borkheide Kinder und Jugendliche in fol-
genden Formen: 
 

1. das aufsuchende direkte Gespräch 
2. durch offene Beteiligung in der 

Form 
a) Diskussionsrunde, 
b) Workshop und 
c) Umfragen z. B. über soziale 

Medien 
3. projektbezogen durch situative Be-

teiligung in der Form 
a) Diskussionsrunde 
b) Workshop und 

wichtigen Gemeindeangelegenheiten förmlich mit fol-
genden Mitteln: 

 
1. Einwohnerfragestunden in den Sitzungen der 

Gemeindevertretung und ihrer Ausschüsse 
2. Einwohnerversammlungen 
3. Einwohnerbefragungen 

 
Die Gemeinde prüft, ob betroffene Personen oder Per-
sonengruppen, die nicht die Einwohnereigenschaft in-
nehaben, in Maßnahmen nach Satz 1 einbezogen wer-
den, wenn hierfür im Einzelfall ein Bedarf besteht. 

 
(2) Die Einzelheiten, der in Absatz (1) Nr. 1 bis 3 genann-

ten Formen der Einwohnerbeteiligungen, werden ge-
mäß § 13 Satz 3 BbgKVerf in einer gesonderten Sat-
zung über die Einzelheiten der förmlichen Einwohner-
beteiligung in der Gemeinde Borkheide (Einwohnerbe-
teiligungssatzung) näher geregelt.  

 
(3) Unmittelbar geltende Vorschriften des Landes- oder 

Bundesrechts, die die förmliche Einwohnerbeteiligung 
regeln, bleiben unberührt.  

 
(4) Die in Absatz (1) Nr. 1 und 3 genannten Formen sind 

auch für die Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen 
offen. Darüber hinaus beteiligt die Gemeinde Bork-
heide Kinder und Jugendliche in folgenden Formen: 

 
1. das aufsuchende direkte Gespräch 
2. durch offene Beteiligung in der Form 

a) Diskussionsrunde, 
b) Workshop und 
c) Umfragen z. B. über soziale Medien 

3. projektbezogen durch situative Beteiligung in 
der Form 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung durch zus. Re-
gelung in der BbgKVerf 
 
 
 
 
Doppelte Nennung der 
ges. Grundlage nicht erfor-
derlich 



 
4 

 

c) Umfragen z. B. über soziale 
Medien 

 
Die Gemeinde entscheidet unter Berücksichtigung 
des betroffenen Personenkreises, des Beteili-
gungsgegenstandes und der mit der Beteiligung 
verfolgten Ziele, welche der geschaffenen Formen 
im Einzelfall zur Anwendung gelangt. 
 

a) Diskussionsrunde 
b) Workshop und 
c) Umfragen z. B. über soziale Medien 

 
Die Gemeinde entscheidet unter Berücksichtigung 
des betroffenen Personenkreises, des Beteili-
gungsgegenstandes und der mit der Beteiligung 
verfolgten Ziele, welche der geschaffenen Formen 
im Einzelfall zur Anwendung gelangt. 

 

Zweiter Teil: Gemeindevertretung 
 

§ 4 
Zuständigkeit der Gemeindevertretung bei Geschäf-

ten über Vermögensgegenstände der Gemeinde (§ 28 
BbgKVerf) 

 
(1) Die Gemeindevertretung entscheidet bei Geschäf-

ten über Vermögensgegenstände der Gemeinde, 
wenn der Wert einen Betrag in Höhe von 25.000,- 
€ überschreitet (§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf), es 
sei denn, es handelt sich um ein Geschäft der lau-
fenden Verwaltung. Die Wertgrenze gilt für den Er-
lass von Forderungen entsprechend. 
 

(2) Vermögensgegenstände sind nach Absatz 1 alle 
materiellen und immateriellen bilanzierungsfähi-
gen Sachen und Rechte (z. B. abgrenzbar, selbst-
ständig nutzbar bzw. einzeln verkehrsfähig). 
 

Zweiter Teil: Gemeindevertretung 
 

§ 4 Zuständigkeit der Gemeindevertretung bei Ge-
schäften über Vermögensgegenstände der Gemeinde 

(§ 28 BbgKVerf) 
 
(1) Die Gemeindevertretung entscheidet bei Geschäften 

über Vermögensgegenstände der Gemeinde, wenn der 
Wert einen Betrag in Höhe von 25.000,- € überschreitet 
(§ 28 Abs. 2 Nr. 17 BbgKVerf), es sei denn, es handelt 
sich um ein Geschäft der laufenden Verwaltung. Die 
Wertgrenze gilt für den Erlass von Forderungen ent-
sprechend. 

 
(2) Vermögensgegenstände sind nach Absatz 1 alle mate-

riellen und immateriellen bilanzierungsfähigen Sachen 
und Rechte (z. B. abgrenzbar, selbstständig nutzbar 
bzw. einzeln verkehrsfähig). 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Streichung empfohlen 
gem. Muster StGB 

§ 5 
Mitteilungspflicht der Gemeindevertreter und der 

sachkundigen Einwohner (§ 31 BbgKVerf) 
 

 
§ 5 Mitteilungspflicht der Gemeindevertreter und der 
sachkundigen Einwohner (§§ 31.44 und 46 BbgKVerf) 
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(1) Die Gemeindevertreter und sachkundigen Einwoh-
ner teilen dem Vorsitzenden der Gemeindevertre-
tung innerhalb von vier Wochen nach der konstitu-
ierenden Sitzung der Gemeindevertretung bezie-
hungsweise im Falle einer Berufung als Ersatzper-
son nach Annahme der Wahl schriftlich ihren aus-
geübten Beruf sowie andere vergütete oder ehren-
amtliche Tätigkeiten mit, soweit dies für die Aus-
übung des Mandates von Bedeutung sein kann. 
 
Anzugeben sind: 
 

1. Der ausgeübte Beruf mit Angabe des Ar-
beitgebers beziehungsweise Dienstherrn 
und der Art der Beschäftigung oder Tätig-
keit. Bei mehreren ausgeübten Berufen ist 
der Schwerpunkt der Tätigkeit anzugeben. 
 

2. Jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichts-
rat oder einem gleichartigen Organ einer 
juristischen Person mit Sitz oder Tätigkeits-
schwerpunkt in der Gemeinde. 

 
(2) Jede Änderung der nach Absatz 1 gemachten An-

gaben ist dem Vorsitzenden der Gemeindevertre-
tung innerhalb von vier Wochen nach ihrem Eintritt 
schriftlich mitzuteilen.  
 

(3) Auf der Internetseite des Amtes Brück werden die 
Gemeindevertreter mit Namen, Vornamen sowie 
dem Wohnort veröffentlicht. Weiterhin können die 
Angaben nach Absatz 1 sowie ein Foto mit aus-
drücklicher Zustimmung des jeweiligen Gemeinde-
vertreters veröffentlicht werden. 
 

(1) Die Gemeindevertreter und sachkundigen Einwohner 
teilen dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung in-
nerhalb von vier Wochen nach der konstituierenden Sit-
zung der Gemeindevertretung unverzüglich nach An-
nahme der Wahl, Berufung beziehungsweise im Falle 
einer Berufung als Ersatzperson nach Annahme der 
Wahl schriftlich ihren ausgeübten Beruf, ihren Arbeitge-
ber oder Dienstherrn, die derzeitig ausgeübte Beschäf-
tigung sowie andere vergütete oder ehrenamtliche Tä-
tigkeiten (wie Mitgliedschaften in Vorständen, Auf-
sichtsräten oder gleichartigen Organen mit Sitz oder 
Tätigkeitsschwerpunkt in der Gemeinde) mit, soweit 
dies für die Ausübung des Mandates von Bedeutung 
sein kann. 

 
Anzugeben sind: 

 
1. Der ausgeübte Beruf mit Angabe des Arbeitgebers 

beziehungsweise Dienstherrn und der Art der Be-
schäftigung oder Tätigkeit. Bei mehreren ausgeüb-
ten Berufen ist der Schwerpunkt der Tätigkeit anzu-
geben. 

 
2. Jede Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder 

einem gleichartigen Organ einer juristischen Per-
son mit Sitz oder Tätigkeitsschwerpunkt in der Ge-
meinde. 
 

(2) Jede Änderung der nach Absatz (1) gemachten Anga-
ben ist dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung in-
nerhalb von vier Wochen unverzüglich nach ihrem Ein-
tritt schriftlich mitzuteilen.  

 
(3) Auf der Internetseite des Amtes Brück werden die Ge-

meindevertreter mit Namen, Vornamen sowie dem 
Wohnort veröffentlicht. Weiterhin können die Weitere 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch Neuformulierung 
des Abs. (1) kann dieser 
Passus gestrichen werden 
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Angaben nach Absatz (1) sowie ein Foto und zusätzli-
che Kontaktdaten können mit ausdrücklicher, schriftli-
cher Zustimmung des jeweiligen Gemeindevertreters 
veröffentlicht werden. 

 

Dritter Teil: Öffentlichkeit 
 

§ 6 
Öffentlichkeit der Sitzungen (§ 36, 44 BbgKVerf) 

 
(1) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Ge-

meindevertretung und ihrer Ausschüsse werden 
durch Aushang in den Bekanntmachungskästen 
der Gemeinde Borkheide gemäß § 7 dieser Haupt-
satzung und grundsätzlich auf der Internetpräsenz 
des Amtes Brück unter www.amt-brueck.de und 
der Gemeinde Borkheide unter www.borkheide.de 
öffentlich bekannt gemacht (§ 36 Abs. 1 und 44 
Abs. 2 BbgKVerf).  
 

(2) Die Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer 
Ausschüsse sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist 
auszuschließen, wenn überwiegende Belange des 
öffentlichen Wohls oder berechtigte Interessen 
Einzelner es erfordern. Dies ist grundsätzlich bei 
folgenden Gruppen von Angelegenheiten der Fall: 
 

1. Personal- und Disziplinarangele-
genheiten, 

2. Grundstücksangelegenheiten, 
3. Abgaben- und Wirtschaftsangele-

genheiten Einzelner, 
4. Aushandlungen von Verträgen mit 

Dritten. 
 

Dritter Teil: Öffentlichkeit 
 

§ 6 Öffentlichkeit der Sitzungen (§ 36, 44 BbgKVerf) 
 
(1) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung der Gemein-

devertretung und ihrer Ausschüsse werden durch Aus-
hang in den Bekanntmachungskästen der Gemeinde 
Borkheide gemäß § 7 dieser Hauptsatzung und grund-
sätzlich auf der Internetpräsenz des Amtes Brück unter 
www.amt-brueck.de im Ratsinformationssystem und 
der Homepage der Gemeinde Borkheide unter 
www.borkheide.de öffentlich bekannt gemacht (§ 36 
Abs. 1 und 44 Abs. 2 BbgKVerf).  

 
(2) Die Sitzungen der Gemeindevertretung und ihrer Aus-

schüsse sind öffentlich. Die Öffentlichkeit ist auszu-
schließen, wenn überwiegende Belange des öffentli-
chen Wohls oder berechtigte Interessen Einzelner es 
erfordern. Dies ist grundsätzlich bei folgenden Gruppen 
von Angelegenheiten der Fall: 

 
1. Personal- und Disziplinarangelegenheiten, 
2. Grundstücksangelegenheiten, 
3. Abgaben- und Wirtschaftsangelegenheiten Ein-

zelner, 
4. Aushandlungen von Verträgen mit Dritten. 
5. Themen mit der Bekanntgabe von Informatio-

nen, welche der Datenschutzgrundverordnung 
und/oder dem Bundesdatenschutzgesetz unter-
liegen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ges. Grundlage im Titel 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ergänzung 5. seitens der 
Amtsverwaltung (AV) emp-
fohlen 
 
 
 

http://www.amt-brueck.de/
http://www.borkheide.de/
http://www.amt-brueck.de/
http://www.borkheide.de/
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Die Einordnung einer bestimmten Angelegenheit  
zu einer der in Satz 3 genannten Gruppen von An-
gelegenheiten entbindet nicht von der Einzelfallprü-
fung, ob tatsächlich überwiegende Belange des öf-
fentlichen Wohls oder berechtigte Interessen Ein-
zelner in dem konkreten Einzelfall den Ausschluss 
der Öffentlichkeit erfordern.  
 

(3) Beschlussvorlagen der in öffentlicher Sitzung zu be-
handelnden Tagesordnungspunkte sowie öffentlich ge-
fasster Beschlüsse können von jeder Person im Ratsin-
formationssystem über die Internetpräsenz des Amtes 
Brück unter www.amt-brueck.de im Ratsinformations-
system eingesehen werden, soweit dies technisch 
möglich ist. Daneben besteht die Möglichkeit, die Be-
schlussvorlagen innerhalb der Sprechzeiten in der 
Amtsverwaltung nach vorheriger Terminabstimmung 
einzusehen. Soweit Beschlussvorlagen der in öffentli-
chen Sitzungen zu behandelnden Tagesordnungs-
punkte personenbezogene Daten enthalten, sind diese 
zu anonymisieren. Dies gilt nicht, wenn die personen-
bezogenen Daten zum Verständnis der Beschlussvor-
lagen erforderlich sind und durch die Veröffentlichung  
schutzwürdige Belange der betroffenen Personen nicht 
beeinträchtigt werden. 

 

 
Ergänzungen des Nach-
satzes und Abs. (3) aus 
dem Muster des StGB ent-
nommen.. 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 7  
Bekanntmachungen der Sitzungen 

 
(1) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Ge-

meindevertretung und ihrer Ausschüsse werden 
spätestens sechs volle Tage vor der Sitzung durch 
Aushang in den nachstehend aufgeführten Be-
kanntmachungskästen der Gemeinde Borkheide 
öffentlich bekannt gemacht: 

 

 
§ 7 Bekanntmachungen der Sitzungen 

 
(1) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Gemein-

devertretung und ihrer Ausschüsse werden spätestens 
sechs volle Tage vor der Sitzung durch Aushang in den 
nachstehend aufgeführten Bekanntmachungskästen 
der Gemeinde Borkheide öffentlich bekannt gemacht: 
 

- vor dem Gemeindehaus, Kirchanger 3 

 
 
 
Es sollte überlegt werden, 
ob im Jahr 2026 ein weite-
rer Bekanntmachungskas-
ten im östlichen Teil der 
Gemeinde (evtl. zwischen 
den Wohngebieten Breite 
Heide/ Lange Stücken) 
aufgestellt werden sollte. 
Die Kosten dafür sollten im 
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- vor dem Gemeindehaus, Kirchanger 3 
- vor dem Bahnhofsgebäude, Bahnhofs-

vorplatz, neben der Bushaltestelle 
 

(2) Die Schriftstücke sind sechs volle Tage vor dem 
Sitzungstag auszuhängen, den Tag des An-
schlags nicht mitgerechnet. Die Abnahme darf frü-
hestens am Tag nach der Sitzung erfolgen. Der 
Tag des Anschlags ist beim Anschlag und der Tag 
der Abnahme bei der Abnahme auf dem ausge-
hängten Schriftstück durch die Unterschrift des je-
weiligen Bediensteten zu vermerken.  
 

(3) Bei verkürzter Ladungsfrist erfolgt der Aushang 
am Tage nach dem die Ladung zur Post gegeben 
wurde. 

 

- vor dem Bahnhofsgebäude, Bahnhofsvorplatz, 
neben der Bushaltestelle 

 
(2) Die Schriftstücke sind sechs volle Tage vor dem Sit-

zungstag auszuhängen, den Tag des Anschlags nicht 
mitgerechnet. Die Abnahme darf frühestens am Tag 
nach der Sitzung erfolgen. Der Tag des Anschlags ist 
beim Anschlag und der Tag der Abnahme bei der Ab-
nahme auf dem ausgehängten Schriftstück durch die 
Unterschrift des jeweiligen Bediensteten zu vermerken.  

 
(3) Bei verkürzter Ladungsfrist erfolgt der Aushang am 

Tage nach dem die Ladung zur Post gegeben wurde. 
 

Haushalt 2026 aufgenom-
men werden. 
 
Satz 1 Streichen da bereits 
im Abs (1) vermerkt.  

§ 8 
sonstige Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen erfolgen durch den Hauptver-

waltungsbeamten. 
 

(2) Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften be-
stehen, erfolgen öffentliche Bekanntmachungen 
der Gemeinde, die durch Rechtsvorschrift vorge-
schrieben sind, durch Veröffentlichung  des vollen 
Wortlauts im amtlichen Bekanntmachungsblatt des 
Amtes Brück. Dieses wird von der Gemeinde Wie-
senburg/Mark und den Ämtern Brück und Nie-
megk herausgegeben und trägt die Bezeichnung 
„Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, 
das Amt Brück und das Amt Niemegk – Fläming-
bote“. Dies umfasst auch durch Rechtsvorschrift 
vorgeschriebene ortsübliche Bekanntmachungen. 

 

 
§ 8 sonstige Bekanntmachungen 

 
(1) Bekanntmachungen erfolgen durch den Hauptverwal-

tungsbeamten. 
 

(2) Soweit keine sondergesetzlichen Vorschriften beste-
hen, erfolgen öffentliche Bekanntmachungen der Ge-
meinde Borkheide, die durch Rechtsvorschrift vorge-
schrieben sind, durch Veröffentlichung des vollen Wort-
lauts auf der Internetpräsenz des Amtes Brück unter  
www.amt-brueck.de sowie im amtlichen Bekanntma-
chungsblatt des Amtes Brück. Dieses wird von der Ge-
meinde Wiesenburg/Mark und den Ämtern Brück und 
Niemegk herausgegeben und trägt die Bezeichnung 
„Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das 
Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“. Dies 
umfasst auch durch Rechtsvorschrift vorgeschriebene 
ortsübliche Bekanntmachungen. 

 
 
 
 
 
 
 
Anpassungen an übliche 
Verfahrensweise und Ver-
einfachungen zum besse-
ren Leseverständnis 
 



 
9 

 

(3) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil 
einer Satzung oder eines sonstigen Schriftstückes, 
so kann die öffentliche Bekanntmachung dieser 
Teile in der Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt 
werden, dass sie zu jedermanns Einsicht während 
der öffentlichen Sprechzeiten im Dienstgebäude 
des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Straße 59 in 
14822 Brück ausgelegt werden (Ersatzbekannt-
machung). Die Ersatzbekanntmachung wird vom 
Hauptverwaltungsbeamten angeordnet. Die An-
ordnung muss die genauen Angaben über Ort und 
Dauer der Auslegung enthalten und ist zusammen 
mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentlichen. 
Die Dauer der Auslegung beträgt 14 Tage. Beginn 
und Ende der Auslegung sind aktenkundig zu ma-
chen. 

 
(4) Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrecht-

lichen Verfahrens- oder Formvorschriften zu-
stande gekommen, so ist diese Verletzung gemäß 
§ 3 Abs. 4 BbgKVerf unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der öffentli-
chen Bekanntmachung der Satzung gegenüber 
der Gemeinde unter Bezeichnung der verletzten 
Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel 
ergibt, geltend gemacht werden ist. Dies gilt nicht, 
wenn die Vorschriften über die Genehmigung ver-
letzt worden sind. Satz 1 gilt auch für die Verlet-
zung von landesrechtlichen Verfahren- oder Form-
vorschriften über die öffentliche Bekanntmachung, 
jedoch nur dann, wenn sich die Betroffenen auf-
grund der tatsächlich bewirkten Bekanntmachung 
in zumutbarer Weise verlässlich Kenntnis von dem 
Satzungsinhalt verschaffen konnten. Dies gilt ent-
sprechend für den Flächennutzungsplan und für 

 
(3) Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteil einer 

Satzung oder eines sonstigen Schriftstückes, so kann 
die öffentliche Bekanntmachung dieser Teile in der 
Form des Absatzes 2 dadurch ersetzt werden, dass sie 
zu jedermanns Einsicht während der öffentlichen 
Sprechzeiten im Dienstgebäude des Amtes Brück, 
Ernst-Thälmann-Straße 59 in 14822 Brück ausgelegt 
werden (Ersatzbekanntmachung). Die Ersatzbekannt-
machung wird vom Hauptverwaltungsbeamten ange-
ordnet. Die Anordnung muss die genauen Angaben 
über Ort und Dauer der Auslegung enthalten und ist zu-
sammen mit der Satzung nach Absatz 2 zu veröffentli-
chen. Die Dauer der Auslegung beträgt 14 Tage. Be-
ginn und Ende der Auslegung sind aktenkundig zu ma-
chen. 

 
(4) Ist eine Satzung unter Verletzung von landesrechtli-

chen Verfahrens- oder Formvorschriften zustande ge-
kommen, so ist diese Verletzung gemäß § 3 Abs. 4 
BbgKVerf unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich inner-
halb eines Jahres seit der öffentlichen Bekanntma-
chung der Satzung gegenüber der Gemeinde Bork-
heide unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und 
der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht 
werden ist. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über 
die Genehmigung verletzt worden sind. Satz 1 gilt auch 
für die Verletzung von landesrechtlichen Verfahren- o-
der Formvorschriften über die öffentliche Bekanntma-
chung, jedoch nur dann, wenn sich die Betroffenen auf-
grund der tatsächlich bewirkten Bekanntmachung in 
zumutbarer Weise verlässlich Kenntnis von dem Sat-
zungsinhalt verschaffen konnten. Dies gilt entspre-
chend für den Flächennutzungsplan und für Verord-
nungen der Gemeinde (§ 3 Abs. 4 und 6 BbgKVerf). 
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Verordnungen der Gemeinde (§ 3 Abs. 4 und 6 
BbgKVerf). 

 

Vierter Teil: Schlussbestimmungen 
 

§ 9  
Funktionsbezeichnung 

 
Die in dieser Satzung verwendeten Funktionsbezeichnun-
gen werden in weiblicher oder männlicher Form ausge-
führt. 
 

Vierter Teil: Schlussbestimmungen 
 

§ 9  
Funktionsbezeichnung 

 
Die in dieser Satzung verwendeten Funktionsbezeichnun-
gen werden in weiblicher oder männlicher Form ausge-
führt. 
Soweit in dieser Satzung Funktionsbezeichnungen mit ei-
nem geschlechterspezifischen Begriff beschrieben wer-
den, gilt die jeweilige Bestimmung für das jeweils andere 
Geschlecht gleichermaßen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Neue Formulierung gleich-
lautend den bereits be-
schlossen und beratenen 
Hauptsatzungen andrer 
Gemeinden 

§ 10 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öf-

fentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Hauptsatzung, die durch die Gemeindever-
tretung am 7. März 2019 beschlossen wurde, au-
ßer Kraft. 
 

(2) Sollten einzelne Regelungen dieser Hauptsatzung 
nichtig oder unwirksam sein, soll dies die Wirk-
samkeit der übrigen Regelungen nicht berühren. 

 

§ 10 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentli-

chen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Hauptsatzung, die durch die Gemeindevertretung am 
7. März 2019 11.05.2023 beschlossen wurde, außer 
Kraft. 

 
(2) Sollten einzelne Regelungen dieser Hauptsatzung 

nichtig oder unwirksam sein, soll dies die Wirksamkeit 
der übrigen Regelungen nicht berühren. 

 

 

Brück, den 15.05.2023 
 
 
Mathias Ryll 
Amtsdirektor 
 

Brück, den 15.05.2023 …………………………….. 
 
 
Mathias Ryll 

Amtsdirektor 

 

Bekanntmachungsanordnung Bekanntmachungsanordnung  
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Die vorstehende, in der Gemeindevertretersitzung der 
Gemeinde Borkheide am 11.05.2023 beschlossene 
Hauptsatzung der Gemeinde Borkheide wird durch Veröf-
fentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Bekannt-
machungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die 
Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das Amt 
Niemegk – Flämingbote“ öffentlich bekannt gemacht. 
 
Brück, den 15.05.2023 
 
 
Mathias Ryll 
Amtsdirektor 
 

 
Die vorstehende, in der Gemeindevertretersitzung der Ge-
meinde Borkheide am 11.05.2023 10.04.2025 beschlos-
sene Hauptsatzung der Gemeinde Borkheide wird durch 
Veröffentlichung des vollen Wortlautes im amtlichen Be-
kanntmachungsblatt des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für 
die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das Amt Brück und das 
Amt Niemegk – Flämingbote“ öffentlich bekannt gemacht. 
 
Brück, den 15.05.2023 ……………………………… 
 
 
Mathias Ryll 
Amtsdirektor 
 

Veröffentlichungsvermerk 
 
Die Hauptsatzung der Gemeinde Borkheide wurde am 
09.06.2023 durch Veröffentlichung des vollen Wortlautes 
im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Amtes Brück, 
dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, das 
Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Brück, den 21.06.2023 
 
 
Mathias Ryll 
Amtsdirektor 

Veröffentlichungsvermerk 
 
Die Hauptsatzung der Gemeinde Borkheide wurde am 
09.06.2023 ………………………durch Veröffentlichung 
des vollen Wortlautes im amtlichen Bekanntmachungsblatt 
des Amtes Brück, dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wie-
senburg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flä-
mingbote“ öffentlich bekannt gemacht. 
 
Brück, den 21.06.2023 ………………………………… 
 
 
Mathias Ryll 

Amtsdirektor 

 

   

   

 


